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In der Anlage gehen 2 Exemplare der Niederschrift über die
2. Sitzung der Grundordnungsversammlung zu. Den Vorschriften
des $ 9 Abs. 3 der Geschäftsordnung der Grundordnungsversamm-
lung entsprechend wird gebeten, 1 Exemplar am jeweiligen













Niederschrift über die 1. Sitzung der
Grundordnungsversammlung (GOV)
Beil.: - 2 —-
Sehr geehrte ilierren!
In der Anlage wird - £$ 9 Abs. 3 der Geschäftsordnung der
GOV entsprechend - ein Exemplar der Niederschrift über die
1. Sitzung der GOV zugesandt. Eine Erläuterung über die Ar-
beitsweise der GOV wird beigefügt.
Nach den Vorschriften der Geschäftsordnung ist die Nieder-
schrift mindestens 2 Wochen an allen schwarzen Brettern der














über die 2. Sitzung der Grundordnungsversammlung






am 18. Juli: 25 Mitglieder
am 19. Juli: 26 Mitglieder
am 20. Juli: 23 Mitglieder
am 18. Juli: Prof. Röhnisch











Nach Diskussion wird die T:.
Fassung beschlossen: 1
"dnung abgeändert und folgende
Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 20. Juni 1968
Fortsetzung der Erörterung über den Arbeitsplan der Grund-
ordnungsversammlung
Antrag des Personalr-*-----"--""”-nden auf Zulassung zu den Sitzur
zen
Allgemeine Aussprache über die Aufgaben der Universität in der
heutigen Gesellschaft
Erörterung der grundsätzlichen Fragen, die in der GO zu regeln
sind.
Ausarbeitung eines Arbeitspapieres über die grundsätzlichen
Fragen der Grundordnung
Einsetzung eines Ausschusses zur Formulierung einer Grundord-
nung bis zur Sitzung im September ;
Erörterung der Frage, ob weitere Ausschüsse und ggf., welche
noch eingesetzt werden sollen





Auf Antrag von Herrn Blenke wird eine rcdal;tionelle Anderung
des S 8 der Geschäftsordnung beschlossen: statt "Unterausschüsse"
soll es "Ausschüsse" heißen.
Genehmigung der Niederschrift über _die Sitzung am 20. Juni 1968
Der Vorsitzende, ähnlich Herr Güth, trägt vor, in der letzten
Sitzung sei man überein gekommen, die eigentlichen Arbeitssitzun-
gen nicht öffentlich abzuhalten, das Ergebnis aber zu veröffent-
Lichen, auch hochschulöffentliche Diskussionen durchzuführen und
die Lesungen ebenfalls hochschulöffentlich abzuhalten. Dies komme
in der Niederschrift nicht klar zum Ausdruck.
Herr Stute bringt vor, in der letzten Sitzung habe man sich
auch geeinigt, Argumente zu noch nicht gefaßten Beschlüssen nicht
in die Niederschrift zu bringen. Herr Kammerer weist daraufhin,
daß hierin der Grund für die Kurzfassung der Niederschrift zu
finden sei. ;
Herr Barner meint, um Mißverständnisse zu vermeiden, sei es
gut, wenn auch Argumente zu noch nicht gefaßten Beschlüssen nach
einem gemeinsamen "Beschluß" in die Niederschrift aufgenommen wer
den sollten.
Es wird der Beschluß gefaßt: die Niederschrift wird genehmigt:
Ergänzungen werden noch behandelt (mit 21 Stimmen bei 3 Enthal-
tungen und 1 Gegenstimme).
Herr Nebel beantragt, die Debatte über das Problem der Hoch-
schulöffentlichkeit hochschulöffentlich durchzuführen und die zur
Teilnahme gekommenen und vor dem Sitzungssaal wartenden Mitglie-
der der Universität Stuttgart hereinzulassen.
Man ist sich einig, daß eine generelle Herstellung der Hoch-
schulöffentlichkeit in diesem Zeitpunkt nicht mehr vorgenommen
werden kann. In Betracht käme (über $ 3 Abs. 1, 9 Abs. h4 oder 10
Abs. 5 der Geschäftsordnung) eine Hinzuziehung der vor dem Sit-
zungssaal anwesenden, noch namentlich zu nennenden Hochschulange-
hörigen als Zuhörer - begrenzt auf die Debatte über Herstellung
der Hochschulöffentlichkeit -
Es wird dementsprechend beschlossen: die zur Teilnahme Gekom-
menen werden begrenzt auf die Debatte über Hochschulöffentlich-
keit der GOV als Zuhörer zugelassen (mit 20 und gegen 4 Stimmen
bei 1 Stimmenthaltung)-
Auf Antrag von Herrn Barner durch Akklamation: dieser Beschluß
an} bedeutet nicht, daß die Hochschul“ ”fentlichkeit für diese
Sitzung als hergestellt betrachtet wird.
Nach einer kurzen Pause werden die anwesenden Studenten
hereingebeten. Der Vorsitzende verliest ihre Namen: Heinsler,
Remlinger, Wölfle, Häcker, Müllerrieth, Burckhardt.
Zur Diskussion steht der Antrag der Herren Nebel und Addicks
S 2 Abs. 1 der Geschäftsordnung dahingehend zu ergänzen, daß
die Sitzungen hochschulöffentlich stattfinden, soweit sie nicht
ausdrücklich als sogenannte Arbritssitzungen deklariert worden
sind. |
Der Vorsitzende erläutert die in der Mehrheit vorhandene Auf
fassung der Mitglieder, daß man die eigentlichen Arbeitssitzun-
gen nicht öffentlich abhalten wolle, um zu freimütigeren Aus-
sprachen zu kommen, daß jedoch die Ergebnisse in voller Hoch-
schulöffentlichkeit diskutiert werden und die Lesungen ebenfalls
öffentlich sein sollen.
An Argumenten für generelle Hochschulöffentlichkeit wird ins-
besondere vorgebracht, man müsse von den Aufgaben der GOV aus-
gehen und deshalb den Hochschulangehörigen ein primäres Recht
zur Teilnahme an den Sitzungen geben (Herr Knauer). Auch solle
man froh sein, daß einige Leute Interesse an unserer Arbeit hät
ten und solle dieses wachhalten (Herr Götz).
An Argumenten gegen Hochschulöffentlichkeit für alle Sitzun-
gen nennt Herr Barner: die Wahl der Mitglieder sei über die ver
schiedenen Gruppen erfolgt. Man solle aber ein möglichst homo-
genes Gremium anstreben, um eine gegenseitige Annäherung zu er-
reichen. Die Bildung von Fraktionsgruppen sei nicht sinnvoll.
Auch sei eine gewisse Diskretion nötig, und man müsse vermeiden,
daß Propagandareden gehalten würden. Herr Blenke erinnert daran,
daß der Arbeitsauftrag im Vordergrund stehe und ein äußerer
Druck vermieden werden müsse. Auch sei es gut, einmal etwas sa-
gen zu können, was man später wieder zurücknehmen könne
(Herr Lambert).
Schließlich wird über den Antrag von Herrn Addicks abge-
stimmt, der modifiziert im Sinne einer Formulierung von Herrn
Springer wie folgt lautet: in die Geschäftsordnung wird ein
S 2 Abs. 4 eingefügt: die Sitzungen und Lesungen finden grund-
sätzlich hochschulöffentlich statt.
Für diesen Beschluß stimmen 12, gegen ihn 11; die
S 10 Abs. 6 der Geschäftsordnung erforderliche 2/3 Mehrheit
ist nicht erreicht. }
Dagegen wird der nachfolgende Antrag von Herrn Böcker mit
21 und gegen 3 Stimmen bei 1 Stimmenthaltung angenommen: in
die Geschäftsordnung wird folgender $ 2 Abs. 4 eingefügt:
Die Sitzungen und Lesungenfinden grundsätzlich hochschul-
öffentlich statt, soweit nichts Gegenteiliges beschlossen
worden ist.





Als Punkt 2 der Ts sordnung wird nunmehr besprochen: Fort-
setzung der Erörterung über denArbeitsplan der Grundordnungs-
versammlung.
Es wird darüber diskutiert, ob man die organisatorische
äliederung der Universität zunächst von unten nach oben oder
umgekehrt besprechen solle. So spricht sich Herr Nitschke da-
für aus, zunächst mit der Spitze zu beginnen, da die Klärung
dieser Frage nicht ohne Einfluß auf die Organisation der unte-
ren Einheiten sei. Überwiegend wird die Auffassung vertreten,
daß man besser von unten nach oben vorgehen solle. Einem Antrag
von Herrn Güth entsprechend, der die Äußerungen verschiedener
Mitglieder mit einbezieht, soll zunächst über die Aufgaben der
Universität gesprochen werden. Anschließend über die Struktur
der Universität im Groben mit einer Erarbeitung der Organisatior
von unten nach oben, evtl. überprüft durch eine Betrachtung von
oben nach unten; schließlich soll die Feinstruktur erarbeitet
werden. Akklamation.
Punkt_3der Tagesordnung: wird später behandelt
Punkt_4 der Tagesordnung: Allgemeine Aussprache über die Auf
gaben der Universität_in der heutigen Gesellschaft.
Es werden Definitionen verlesen und entwickelt; Gedanken zum
Bildungsauftrag und Wissenschaftsverständnis (Herr Addicks), zum
politischen Verantwortungsbewußtsein und der kritischen Kontrol
funktion gegenüber der Gesellschaft (der Vorsitzende). Herr Ne-
bel möchte die Aufgaben für die Gesellschaft von denen in der
Gesellschaft trennen und spricht sich im übrigen für einen er-
weiterten Freiheitsbegriff aus, der auch die Freiheit von Ideo-
logien, der Wirtschaft und sozialen Gruppen beinhalte.
Herr Barner und ähnlich Herr Bertram sehen vor allem die




Vordergrund. Während Herr Springer das Enfrsgement des Ein-
zelnen betont, Herr Nebel im Art. 5 Abs. 3 des Grundgesetzes
einen Auftrag der Universität, ein politisches Mandat zum
Wirken als Schiedsrichter und Kritiker sieht, erinnert Herr
Stute daran, daß uns die Prioritäten von außen gesetzt wür-
den, und wir vielfach nur die Mittel zur Verfügung hätten,
die die allgemeine Richtung gerade gutheiße. Herr Hofmann
meint, daß man die Postulate der Gesellschaft respektieren
solle, an ihr aber verbessernd. mitwirken könne, und daß die
Universität mehr Macht habe als sie glaube (ähnlich Herr Wag
Die Struktur der ‚Universität sollte so gestaltet sein, daß
durch sie eine Teilnahme am politischen Leben, eine Bezogen-
heit auf die Gesellschaft verwirklicht werden könne.
Herr Nitschke vertritt die Auffassung, daß doch immer ver-
Schiedene Weltbilder bestünden, und es keine einheitliche Kon
zeption vom Menschen gäbe. Infolgedessen bestünde auch keine
einheitliche Auffassung von der Wirklichkeit, so daß die Kon-
kretisierung zu einer bestimmten Richtung nur zu heftigsten
Widersprüchen führen würde, und die Universität sich daher bes
ser einer z. B. kritischen Einflußnahme auf die Gesellschaft
enthalten solle. Herr Barner meint dagegen, daß man, anders als
Herr Nitschke, nicht so sehr von der Vergangenheit ausgehen sol
le. Die Zukunft würde zeigen, daß die Ideologien an Bedeutung
verlieren, vom Sachzwang her mehr und mehr reduziert, nur noch
als Tünche übrig bleiben würden (ähnlich Herr Pick). Während
Herr Knauer vor allem das Verantwortungsbewußtsein des Einzel-
nen entwickelt sehen möchte, spricht Herr Volkmann ganz allge-
mein von der Freiheit als einer darin enthaltenen Verpflichtung
zur wissenschaftlichen Wahrheit.
Es wird ein Ausschuß gebildet, bestehend aus den Herren:
Stute, Hunken, Barner, Addicks, Nebel, zwecks Erarbeitung einer
Formulierung der Aufgaben der Universität als Präambel der Grund
ordnung
Punkt 5 der Tagesordnung: Erörterung der grundsätzlichen Fra-gen, die in_derGOzuregelnsind.Es erfolgt eine längere Diskussion über die Struktur der Uni-v rsität im Groben (vergl. Arbeitsplan). Herr Güth meint, diese
Frage lasse sich am besten anhand der Verwaltung klären und er-
örtert die Einführung zweier Verwaltungsebenen zwecks Entlastunr
EA
Ale
der Lehrstühle und Institute von Verwaltungsarbeit. Herr Lam-
bert gibt zu bedenken, daß hierdurch viel Leerlauf entstehen
müßte. Die entscheidende Arbeit könne ihm durch einen Amtmann
nicht abgenommen werden, und die übrige Arbeit könne eine Sek-
retärin so nebenher machen. Auch Herr Stute meint, daß eine ent
sprechende Arbeitskraft nicht voll ausgenutzt werden könnte.
Die Verwaltung sei hier in Stuttgart zufriedenstellend geregelt
und werde ohnehin reformiert, z. B. durch Datenverarbeitung.
Herr Barner stellt den Beitrag der Landesrektorenkonferenz
Nordrhein-Westfalen "Zur Organisation der Hochschulverwaltung"
S. 23 zur Diskussion.
Herr Pick und Herr Blenke sprechen sich für die Zusammen-
fassung verschiedener Gruppen aus, die von großem Nutzen sei.
Allerdings müsse eine optimale Anpassung an den Einzelfall er-
reicht werden. Den unterschiedlichen Gegebenheiten könne man
nur durch Rahmenempfehlungen gerecht werden.
Herr Bach spricht sich für eine optimale Konstruktion bezüg
lich der untersten Einheit aus. Anschließend soll eine Lösung
für den Übergang gesucht werden. Ähnlich möchte Herr Güth zu-
nächst ein Modell in einem Guß durchgehen und erst hinterher
die Anwendbarkeit auf die bestehende Struktur diskutiert sehen
Nach Auffassung von Herrn Hunken sollte der Zusammenschluß
zu Großinstituten zwar ermöglicht aber nicht erzwungen werden.
Man solle keinen Organisationszwang aufstellen, sondern ein Ex
periment zulassen, das wachsen könne.
Bei der Diskussion über das Mitspracherecht aller Gruppen
fragt Herr Lambert die akademischen Mitarbeiter, wohin sie denn
eigentlich wollten, zum Lehrstuhlinhaber oder zum Fachbereich.
Er sähe eine große Gefahr darin, die akademischen Mitarbeiter
in einen allgemeinen Topf zu werfen, denn das persönliche Ver-
hältnis zum Ordinarius spiele doch eine ganz besondere Rolle.
Er frage sich, ob die Ordinarien bei der angestrebten Loslösung
des Akademischen Mittelbaues sich für das Wohlergehen dieser
Personengruppe noch so verpflichtet sehen würden. Herr Bach mein
dagegen, daß die persönliche Bindung und Unterordnung zwar häu-
fig angestrebt, aber jedenfalls nicht erzwungen werden dürfe,
und daß man in der Vergangenheit vorgekommene Mißstände durch
die angestrebte Neuregelung vermeiden könne. Herr Barner erkennt




Er stellt hier aber als Gewinn gegenüber: das zu erreichende
persönliche höhere Verantwortungsbewußtsein für sich und sei-
ne wissenschaftliche Zukunft. Der Vorsitzende erklärt, er sehe
die Vorteile größerer Einheiten für den Akademischen Mittelbau
auch darin, daß ein Themenwechsel leichter möglich sei, und die
sonstigen Aufgaben von der eigenen wissenschaftlichen Forschung
besser zu trennen seien. Auch sei die wissenschaftliche Karriere
nicht von Reibereien abhängig.
Herr Hofmann erläutert zur Frage der Grobstruktur die den
Mitgliedern vorgelegte Stellungnahme des Hochschulausschusses
der Studentenschaft, die vom Studentenparlament noch nicht ver-
abschiedet ist. Die Vorschläge gehen dahin, das bisherige Lehr-
stuhlprinzip aufzugeben und möglichst viele Kompetenzen auf die
übergeordnete ständige Einheit (Fachbereich) zu verlagern.
Die Vorstellungen im einzelnen, die Herr Hofmann als Maximal-
forderung bezeichnet, lösen bei den Mitgliedern vielfach Wider-
spruch aus.
So äußert insbesondere Herr Blenke sein Unbehagen gegen den
vorgenannten Vorschlag. Keiner der Studenten habe in Lehre und
Forschung gearbeitet. Der Vorschlag enthalte zu viel Abwertung
von Einrichtungen durch Herren, die solche Einrichtungen noch
nicht genau kennen würden. Herr Spanka meint, daß Erfahrung
nicht das ausschlaggebende Argument sein sollte. Im übrigen wür
de ja auch häufig Professoren in Bezug auf die Studiengegeben-
heiten Erfahrung fehlen. Auch der Vorsitzende meint, daß im
Nichtbelastetsein von Studenten ein Vorteil liegen könne.
Herr Hunken äußert sich dahin, daß die angestrebte Bezogen-
heit von Einzelpersonen auf eine bestimmte Gruppe Gefahren in
sich berge, und daß die Mängel der bisherigen Regelung besser
durch eine Art Schlichtungsausschuß - nicht im Sinne des HSchG
überwunden werden könnten.
Zur Frage der Grobstruktur äußert sich Herr Böcker dahingehend
daß die Strukturierung der Grundordnung nur angedeutet werden
solle, um sich bei den ständigen Einheiten in der Praxis dann
entwickeln zu können. Man müsse im übrigen vom derzeitigen Zu-
stand und von der Regelung im Gesetz ausgehen. Herr Springer
meint, es sei unsere Pflicht, eine bessere Konzeption als die
des Hochschulgesetzes zu entwerfen und ggf. bekanntzumachen.
Herr Kammerer äußert sich dahin, daß man nicht eine Grundordnung




Herr Nitschke meint, die angestrebte Demokratie in der
Hochschule bedeute vor allem Schutz der Minderheit. Ein
Durchsetzen des Mehrheitsprinzips bedeute, daß die Produk-
tiven ausgeschaltet würden. Die Mittelverteilung sollte
durch den Verwaltungsrat oder durch den Rektor erfolgen,
um Ressentiments auszuschließen. Ebenso dürfte auch die Ha-
bilitation nicht zu den Aufgaben der kleineren Einheiten ge-
hören, da man sich auf dieser Ebene dann zu gut kenne, und
dadurch häufig eine objektive Beurteilung nicht mehr vor-
rangig sei. Das ginge auf Kosten des Ansehens der deutschen
Hochschulen.
Herr Stute wendet sich gegen eine gewaltsame Zusammenfügung
von Instituten, möchte aber, daß die Möglichkeit des Zusammen-
findens möglichst attraktiv gemacht werden sollte. Herr Hiller
meint, die Frage der Zusammenschlüsse sei individuell verschie-
den. Er selbst würde einen Partner nicht finden können, während
in anderen Fällen ein Zusammenschluß als durchaus möglich anzu-
sehen sei.
Herr Barner vertritt die Auffassung, daß die Universitätsein-
richtung .so variabel wie möglich sein solle. Die entscheidenden
Kompetenzen sollten sich von den Universitätseinrichtungen auf
die ständigen Einheiten verlagern.
Die Diskussion endet damit, daß ein Antrag von Herrn Pick
angenommen wird, am nächsten Morgen als erstes in 3 Kommissio-
nen, aufgeteilt nach Fakultäten, zu tagen, um Konzeptionen einer
Gliederung der unteren Einheiten zu entwerfen. Die Mitglieder
verteilen sich in etwa gleicher Anzahl auf die 3 Kommissionen.
Sitzung am 2. Tag
Nachdem die 3 Kommissionen wieder in den Sitzungssaal zurück-
gekehrt sind, eröffnet der stellvertretende Vorsitzende (Prorek-
tor) für den Rektor, der verhindert ist, die Sitzung. Da er in
dem zu besprechenden Punkt nicht neutral sein könne, bittet er
die Versammlung, Herrn Pick mit der Leitung zu beauftragen.
Zustimmung.
Herr Nitschke berichtet, daß die Kommission der Mitglieder






rere Fachbereiche ausgesprochen haben (vgl. Anhang). Die von
ihm aufgezeichneten 6 Fachbereiche seien in der Lage,mit Aus-
nahme der Habilitation und Berufung,alle gestellten Anforde-
rungen zu erfüllen. Bei der Habilitation und Berufung sollte
man vorsehen, daß 2 - 4 andere ständige Einheiten ihr Inte-
resse anmelden könnten.
Herr Hunken berichtet für die Fakultät II, daß die Frage
der Arbeitsfähigkeit der Gremien im Vordergrund gestanden ha-
be. Man habe sich auf 2 ständige Einheiten geeinigt, und zwar
die bisherige Abteilung für Architektur und die bisherige Ab-
teilung für Bauingenieur- und Vermessungswesen. Die darunter
befindlichen kleineren Einheiten sollten sehr locker und mög-
lichst wenig fixiert sein. Von diesen unteren Einheiten sollten
Vertreter in die ständigen Einheiten entsandt werden. In den
untersten Einheiten sollten lediglich die rein sachlichen Fra-
gen der Institute entschieden werden. Eine Doppelmitgliedschaft
in den unteren Einheiten (Fachbereich) und in den ständigen Ein-
heiten sei möglich.
Herr Güth berichtet für die Fakultät III, daß man einer Auf
gliederung in 4 ständige Einheiten den Vorzug gäbe, aber auch
einen Plan für 5, 6 und 7 ständige Einheiten entwickelt habe.
Der Aufbau wird im einzelnen erläutert (vgl. Anhang).
Über die Vor- und Nachteile der jeweiligen Vorschläge wird
diskutiert. Dabei spielen die prinzipiellen Unterschiede in der
Gliederung eine Rolle, nämlich die Aufteilung nach fachlichen
Gesichtspunkten oder nach Studienplänen. Ferner die Frage der
Arbeitsfähigkeit der Gremien (Einfluß der Zahl der ständigen
Einheiten auf Größe des Senats), die Repräsentation, die Mög-
lichkeit des Geöffnetseins, der Querverbindung einzelner Fach-
bereiche zu anderen Fachbereichen, Vereinfachung der Organisa-
tion. Herr Götz spricht sich gegen ein Proporzdenken aus und
möchte, daß die Architektur als ein Fachbereich zusammenbleibe
selbst wenn sie dadurch im Senat geringer vertreten sei. Herr
Böcker spricht sich gegen die Teilung Grundlagen - Anwendung.
aus.
Am Nachmittag übernimmt der Rektor wieder den Vorsitz.
Es wird einstimmig der Beschluß gefaßt, eine Kommission zu
bilden, die die bisher erarbeiteten Vorschläge der Fakultäts-
kommissionen zusammenfaßt. Ihr gehören an die Herren: Nitschke,






Die Kommission tagt sofort. Die erar:itete schriftliche
Zusammenfassung wird den Mitgliedern noch am gleichen Tag
schriftlich vorgelegt (wiedergegeben im Anhang).
Herr Nitschke berichtet anhand der vorgelegten Papiere
(betr.: Organisation der ständigen Einheiten). Er erläutert
die Aufgliederung in 1% Fachbereiche (nach bisherigen Fakul-
täten 6-2-6). Die Liste umfaßt die jeweiligen Institute und
Ordinarien. Bezüglich der Zusammensetzung der ständigen Ein-
heiten werden Alternativen zur Diskussion gestellt. Die Fakul-
tät I möchte alle Habilitierten in 1 Gruppe zusammenfassen.
Von der Fakultät III wird die Habilitation nicht als entschei-
dend angesehen. Zur Diskussion steht auch das Murrhardter Mo-
dell. Nach Diskussionen hierüber wird beschlossen, einen Aus-
schuß, bestehend aus den Herren Nitschke, Blenke, Stute, Hunken
Barner, Runge zu bilden, der zu Beginn des nächsten Sitzungs-
tages eine Einigung darüber erzielen soll, wie die Dozenten im
Fachbereich vertreten sein sollen. Nach Klärung dieser Frage
soll dann über den Prozentsatz der übrigen Mitglieder gesprochen
werden.
Diskutiert wird Punkt 4 des von der Kommission für ständige
Einheiten für Forschung und Lehre ausgearbeiteten Papiers:
Gliederung der Spitze. Man ist sich einig, daß man den Dekan
rechtzeitig wählen solle, damit er sich auf die neue Aufgabe
einstellen könne, und daß die Amtszeit nicht zu kurz sein darf
Es werden folgende Beschlüsse (als vorläufige Vorschläge) ge-
faßt:
1) Dekan wird für 2 Jahre gewählt, nur einmal Wiederwahl
(mit 16 und gegen 8 Stimmen).
Annahme der Wahl ist Pflicht bei der 1. Wahl, bei der 2.
Wahl ist Ablehnung möglich (angenommen bei 2 Gegenstimmen)
Die Wahl des Dekans erfolgt zu Beginn des vorhergehenden
Semesters (einstimmig angenommen).
Prodekan ist in der Regel der Amtsvorgänger (angenommen bei
1 Gegenstimme).
Es wurde offengelassen, ob in der Regel nur begründete
Anlässe betrifft oder ob die Angabe von Gründen nicht
erforderlich ist.
Wählbar ist jeder Lehrstuhlinhaber, der im Zeitpunkt der
Wahl wenigstens 2 Jahre der Universität angehört hat (ange-
nommen bei 2 Gegenstimmen und 2 Stimmenthaltungen).
Dem letzteren Beschluß ging eine Diskussion voraus, ob
der Dekan 2 oder 3 Jahre die ganze Zeit oder teilweise
als Ordinarius dem Fachbereich oder unserer oder über-





Es wird die Einsetzung von_AusschüssendurchdieGObe-sprochen. Herr Nebel schlägt vor, eine Studienkommission zu
bilden, die die Erstellung von Studienplänen und Prüfungsord-
nungen und evtl. auch die Überprüfung des angebotenen Vorle-
sungsstoffes zur Aufgabe haben sollte.
Auf Antrag von Herrn Stute wird nach vorangegangener Dis-
kussion schließlich einstimmig beschlossen:
Für jede Studienrichtung wird eine Studienkommission ge-
bildet, deren Aufgabe es ist, Angebot und Zeitablauf des
Studiums, die Lehrmethoden und die Prüfungsordnung für
diese Studienrichtung festzulegen. Daneben existiert eine
Prüfungskommission, die sich mit der Durchführung der
Prüfungen befaßt.
Es wird erwähnt, daß der Begriff Prüfungsordnung mehr legis-
lativen, der der Prüfungskommission mehr exekutiven Charakter
habe. Die Frage, ob es sich um eine übergreifende (oder im all-
gemeinen übergreifende) Studienkommission handeln solle, müsse
unabhängig von diesem Beschluß noch diskutiert werden.
Anschließend wird die Frage behandelt, ob die Beschlüsse der
Studienkommission bindend sein sollen. Hierfür wird als Argument
die raschere Wirksamkeit vorgebracht. Andere Mitglieder sprechen
sich für eine beratende Funktion der Studienkommission aus, da
die Kommission den ständigen Einheiten verantwortlich sein müsse
bei denen die Gesamtverantwortung schließlich liege.
Der nachfolgende Antrag von Herrn Nebel wird abgelehnt: Die Stu-
dienkommissionen fassen endgültige Beschlüsse (dafür 10, dagegen
13 Stimmen).
Die Ablehnung wird als vorläufiges Ergebnis aufgefaßt. Man
will noch einmal darüber diskutieren, ob nicht auch ein bindender
Beschluß der Kommission verbunden mit einem Vetorecht der ständi-
gen Einheit eine zweckmäßige Lösung wäre.
Herr Pick und Herr Stute unterbreiten unterschiedliche Auf-
fassungen zur Frage, von wem und wie Berufungen und _Habilitationen
durchzuführen seien. Es wird beschlossen, eine Kommission, beste-
,
BEE
hend aus den Herren Pick, Stute, Volkmann, Bach, HofmannY ,
Springer zu bilden, die zu Beginn des nächsten Verhandlungs-
tages Vorschläge erarbeiten sollen.





Während die beiden Kommissionen tagen, wird der Antrag des
Personalratsvorsitzenden auf Hinzuziehung zu den Sitzungen der
GOV besprochen. Er wird überwiegend befürwortet, weil es sich
um eine zahlenmäßig große und in vielen Instituten funktions-
wichtige Gruppe handle. .
Anschließend wird diskutiert über Fragen der Mitbestimmung
und Mitverantwortung. Herr Spanka setzt sich dafür ein, daß
die Studenten auch bei Berufungskommissionen mitwirken sollten,
wenigstens beratend in der Beurteilung der Didaktik. Herr Schul-
ze stellt auf die Erfahrung der Ordinarien ab und die Notwendig-
keit der Geheimhaltung. Der Betroffene könne durch einen Ver-
trauensbruch schweren Schaden erleiden. Während Herr Bertram
die Persönlichkeitsbildung der Studenten in den Vordergrund
stellt, spricht Herr Knauer von einer Abstufung der Verantwor-
tung; ähnlich Herr Dosse, der darauf hinweist, daß man auch in
der Industrie zunächst erst in einem kleinen Bereich Entschei-
dungsbefugnis erhalte, der dann langsam wachse. Herr Spanka
weist daraufhin, daß der befürchtete Radikalismus zum Abklingen
komme, wenn man den Studenten in die Verantwortung stelle.
-Die Kommissionen sind wieder anwesend.
Die entgegengesetzten Auffassungen über Beteiligung der Stu-
denten werden durch einen Vorschlag von Herrn Blenke entschärft
der sich dafür ausspricht, daß die Studenten zur vertraulichen
Behandlung auf Lebenszeit verpflichtet werden sollen. ;
Auf Antrag von Herrn Bertram wird beschlossen: Vertreter der
Assistenten und Studenten müssen in künftigen Berufungskommis-
sionen dabei sein (für Assistenten 19 Stimmen bei 3 Gegenstim-
men; für Studenten 16 Stimmen bei 5 Gegenstimmen und 1 Stimment-
haltung).
Ein entsprechender Beschluß zu Gunsten des betroffenen tech-
nischen Personals wurde nicht angenommen (dafür 5 Stimmen,
16 Gegenstimmen, 1 Stimmenthaltung).






Die mit Berufungsvr - ”\hren befaßten Mitglieder der
Universität sind zur Vertraulichkeit auf Lebenszeit
verpflichtet.
Nach einer Diskussion über die Zahl der zu entsendenden
Mitglieder - Regelung in der Grundordnung oder in der Ge-
schäftsordnung - einigt man sich bei 2 Stimmenthaltungen auf
folgenden Beschluß:
Je ein Vertreter der Gruppen ist in die Berufungs-
kommission zu entsenden.
Als nächstes berichtet Herr Nitschke über das Ergebnis, das
in der Kommission für personelle Zusammensetzung der ständigen
Einheit entwickelt wurde. Es habe Uneinigkeit darüber bestandenob alle Habilitierten in_eineGruppezunehmenseien.FürFakultät I sei es unerläßlich, alle Dozenten den Lehrstuhlinhaberngleichzustellen und sie in die ständigen Einheiten als vollbe-
rechtigte Mitglieder aufzunehmen. In der Kommission habe sich
jedoch eine andere Auffassung durchgesetzt, wonach die Aufnahme
aller Universitätslehrer im Sinne des $S$ 16 Abs. 1 des HSchG in
die ständigen Einheiten von einem entsprechenden Beschluß die-
ser Universitätslehrer abhängig sein solle.
Herr Böcker stellt einen Zusatzantrag über die Bildung einer
geschäftsführenden Delegation für die laufende Verwaltung. Die-
se Frage wird aber ebenso zurückgestellt wie die grundsätzliche
Erörterung der Frage der Repräsentation.
Herr Volkmann spricht sich gegen eine unterschiedliche Rege-
lung in den verschiedenen Fachbereichen aus und möchte statt-
dessen lieber eine Globallösung bezüglich der Aufnahme der Do-
zenten in die ständigen Einheiten. Die befürchtete Majorisierung
der Ordinarien könne man durch die Einführung eines gewichteten
Stimmrechts verhindern. ;
Herr Wagner bringt vor, daß sich die Dozenten, wenn sie an
den Beschlüssen der ständigen Einheiten nicht voll mitwirken
könnten, auch nicht gebunden fühlten. Auch Herr Pick spricht
sich für die uneingeschränkte Aufnahme der Dozenten in die
ständigen Einheiten aus, denn sie sei die einzig wirklich sach-
verständige Gruppe, die neben den Ordinarien Gewicht habe.
Herr Blenke stellt schließlich einen Antrag, der von Herrn






Die Vertretung der ständigen Einheiten für
Forschung und Lehre besteht aus Universitäts-
lehrern gemäß $ 16 Abs. 1 des HSchG. Die Grup-
pen
1. gemäß S 16 Abs. 2 Ziffer 2 - 4
2. der Studenten ;
3. des technischen- und Verwrltungsper-
sonals
entsenden Vertreter, deren Zahl höchstens gleich
derjenigen der Lehrstuhlinhaber ist. }
Der zunächst von Herrn Volkmann gestellte Zusatzantrag
einer Gewichtung von 55 Teilen zu Gunsten der Ordinarien -
im übrigen 15: 15: 15 wird nicht weiter behandelt.
Der oben genannte Antrag von Herrn Springer wird schließ-
lich mit 16 und gegen 6 Stimmen angenommen.
Der nicht modifizierte Antrag von Herrn Blenke lautete:
Die Vertretung der ständigen Einheiten für Forschung und Lehre
besteht aus den Universitätslehrern gemäß S 16 Abs. 1...
(im übrigen wie oben).
Es wird festgestellt, daß der modifizierte Antrag als weiter-
gehender Antrag den ursprünglich von Herrn Blenke gestellten
Antrag einschließe. Eine informative Abstimmung ergab, daß sich
für den Antrag Blenke 17 Mitglieder ausgesprochen hätten.
Durch den Antrag von Herrn Springer sollte die Möglichkeit
der repräsentativen Vertretung zunächst offen bleiben.
Es wird Schluß der Debatte beschlossen; man diskutiert nun-
mehr wie die Repräsentation im Fachbereich sein könne.
Herr Volkmann erläutert seinen Vorschlag über die Stimmen-
gewichtung nach der,unabhängig von der Zahl der Anwesenden.
von vornherein feststehe, wieviel Stimmen die Ordinarien, Do-
zenten und die anderen Gruppen zu vertreten haben. Herr Hofmann
meint dagegen, die Abwesenden würde man auf diese Weise zu Un-
recht mitberücksichtigen. Herr Dosse schlägt hierfür einen Aus-
weg vor: wenn eine bestimmte Zahl unterschritten würde, sollte
das Stimmengewicht entsprechend sinken. Herr Bach spricht sich
gegen die Stimmengewichtung aus, da innerhalb einer Gruppe häu-
fig unterschiedliche Auffassungen vertreten würden.
Während Herr Springer aus Gründen der besseren Arbeitsfähig-
keit, des geringeren Aufwands, der Kontrolle und der Information




für den Fall, daß man sich hierauf einige, einen. Beschluß
erwirken, wonach jeder Fachbereich eine Vollversammlung
haben müsse. Herr Blenke weist daraufhin, daß die Vollver-
sammlung als maßgebendes Organ dann verschiedene Arbeiten
auf ein repräsentativ Zzusammengesetzes Gremium deligieren
könne. Herr Stute ergänzt dies dahin, daß ein Direktorium
die laufenden Geschäfte erledigen könne. Der Vorteil sei,
daß man sich nicht jetzt schon zwei Konstruktionen geben
müsse, sondern eine einheitliche Konstruktion für das Ganze
habe. Ähnlich Herr Pick.
Die Diskussion wird am Nachmittag fortgesetzt mit einem
Antrag von Herrn Barner als Modifikation des angenommenen
Antrags Blenke - Springer, in dem folgender Passus eingear-
beitet ist: überschreitet die Anzahl der Mitglieder der Fa-
kultät (= Fachbereich) die Anzahl 25 (20,30) so kann die Fa-
kultät beschließen, daß für bestimmte oder alle Aufgaben eine
repräsentativ zusammengesetze "engere Fakultät" gewählt wird .
Es wird darüber gesprochen, ob man für die ständige Einheit
und deren Vertreter verschiedene Begriffe verwenden solle.
Herr Güth schlägt vor für ersteres: Fakultätskonvent, für das
zweite: Fakultätsrat. Herr Pick schlägt vor, für beides den Be-
griff Fakultät zu verwenden. Der Vorsitzende regt an, man solle
zunächst einmal bei diesem Vorschlag (von Herrn Pick) bleiben.
Herr Schulze, ihm folgend Herr Stute und Herr Blenke stellen
noch einmal den Antrag Blenke - Springer zur Diskussion.
Man habe ihn nicht in allen Konsequenzen bedacht. Nach ihm könn
ten die Dozenten die absolute Mehrheit erreichen. Bei der Ab-
stimmung habe hierüber keine volle Klarheit geherrscht. Herr
Nitschke wendet gegen die weitere Diskussion hierüber ein, man
habe doch gewußt, daß das Stimmengewicht der Ordinarien auf
diese Weise eingeschränkt werden könne und gerade dies gewollt
Es wird beschlossen über diesen Punkt noch einmal zu dis-
kutieren (mit 12 bei 8 Gegenstimmen und 2 Stimmenthaltungen).
In der Diskussion wendet sich Herr Barner gegen die künst-
liche Aufteilung in Ordinarien und andere Habilitierte und
gegen ein Proporzdenken.
Zur Frage der Gleichstellungaller Habilitierten nach dem
HSchG werden ‚unterschiedliche Auffassungen vorgebracht; auch
darüber, ob Gefahr bestehe, daß die Gruppe der Dozenten ge-




dieses Gremium sei das beste Beispiel dafür, daß jede Gruppe
in ihren Auffassungen gespalten sei, während Herr Blenke da-
rauf hinweist, daß gerade hier in diesem Punkt die Dozenten,
Assistenten und Studenten geschlossen gegen die Ordinarien
stimmten. Herr Pick vertritt die Ansicht, daß der Widerspruch
gegen die Gleichstellung aller Habilitierten überwiegend aus
dem Kreis der Professoren komme, die nie Dozenten waren. Die
Übermacht der Dozenten könne durchaus ein Regulativ sein; denn
manche seien nur deshalb nicht Ordinarius geworden, weil die
Vermehrung der Lehrstühle gewissenhaft vermieden worden sei.
Herr Stute meint, die beschlossene Formulierung (Antrag
Blenke - Springer) bringe zuviel Unruhe herein. Es wäre besser,
eine Formulierung vorzunehmen, wie sie Herr Volkmann schon vor-
geschlagen habe (Stimmengewichtung). In den normalen Fällen der
Praxis könnten dann alle Anwesenden beraten und abstimmen, ohne
daß man die Stimmengewichtung berücksichtigen müsse, für Ex-
tremfälle aber habe man diesen Behelf.
Herr Wagner bringt zwei Kompromißvorschläge vor: man könne
ja die nichtbeamteten Honorarprofessoren und Privatdozenten aus
der Gruppe der Habilitierten herausnehmen und Ferner bestimmen,
daß eine Einstimmigkeit der Ordinarien nicht überstimmt werden
könne. Herr Barner modifiziert dementsprechend seinen Antrag;
es wird daraufhin folgender Beschluß gefaßt:
Die Fakultät besteht aus den Universitätslehrern
gemäß S 16 Abs. 1 des HSchG, soweit sie hauptamtlich
an der Universität tätig sind und den Vertretern der
Gruppen
I. gemäß S 16 Abs. 2 Zirfer 2 - 4
2. der Studenten
3. des technischen- und Verwaltungspersonals
deren Zahl insgesamt höchstens gleich derjenigen der
Lehrstuhlinhaber ist.
Einstimmigkeit der Lehrr+-" 71*=haber kann nicht überstimmt
werden.
Überschreitet die Anzahl der Mitglieder der Fakultät die
Anzahl 25, so kann die Fakultät beschließen, daß für be-
stimmte oder alle Aufgaben eine repräsentativ Zzusammenge-
setzte "engere Fakultät" gewählt wird. Die Fakultät tritt
mindestens einmal im Jahr zur Neuwahl der "engeren Fakultät"





wird jeweils von der Fakultät beschlossen (mit 12 gegen
10 Stimmen und bei 1 Stimmenthaltung).
Der Vorsitzende hat vor der Abstimmung darauf hingewiesen,
daß dieser Antrag die Frage der Gewichtung nicht offen lasse,
daß vielmehr alle Beteiligten gleiches Stimmrecht hätten.
Da das Abstimmungsergebnis sehr knapp war, wird auf Vor-
schlag des Vorsitzenden vereinbart, hierüber noch einmal im
September zu beraten. Herr Lambert schlägt vor, Vertreter der
Fakultät III, die sich gegen diesen Beschluß gewandt hätten,
möchten doch einen Alternativ-Vorschlag ausarbeiten und ihn den
übrigen Mitgliedern rechtzeitig zusenden.
Es wird der Vorschlag von Herrn Pick und Herrn Stute zur
Durchführung des Berufungs- und Habilitationsverfahrens erör-
tert. Auf Antrag von Herrn Pick wird folgender Beschluß gefaßt:
Die zuständige Einheit für Forschung und Lehre teilt
die beabsichtigte Eröffnung eines Berufungs- oder Ha-
bilitationsverfahrens allen anderen ständigen Einheiten
mit.
Sie schließt sich mit einer zweiten dem fraglichen
Fach möglichst nahe benachbarten ständigen Einheiten
zur Durchführung des Verfahrens zusammen.
Jedes Mitglied jeder anderen ständigen Einheit kann
sein Interesse an dem Verfahren anmelden und an den
Plenarsitzungen teilnehmen.
Die beiden zusammenarbeitenden ständigen Einheiten,
erweitert um die Einzelmitglieder, bestimmen die
Berufungskommission oder die Gutachter im Habilita-
tionsverfahren. Sie entscheiden (jeweils) im Plenum
über Aufnahme des Berufungsvorschlages oder des Ha-
bilitationsgesuchs.
Bei Vorliegen eines Sondervotums, das von mindestens
3 Mitgliedern einer ständigen Einheit abgegeben werden
kann, entscheidet der Senat über das weitere Vorgehen.
Der Senat erläßt eine Geschäftsordnung für Berufungs-
verfahren und eine Habilitationsordnung, in denen die
Einzelheiten verbindlich geregelt werden (dafür 14 bei
5 Gegenstimmen und 3 Stimmenthaltungen).
Der Alternativ-Vorschlag von Herrn Stute (abgelehnt: 8 Stim-
men dafür, 12 dagegen, 1 Stimmenthaltung), lautete zu Punkt 2
U
N
ET und 3 (in den anderen Punkten wie Vorschlag Pick):
Alle ständigen Einheiten werden eingeladen,
interessierte Vertreter zu entsenden. Diese
erhalten Sitz und Stimme bei allen entschei-
denden Sitzungen der ständigen Einheit in
dieser Angelegenheit.
Neben der zuständigen ständigen Einheit muß
eine zweite dem Verfahren v--&gt;°ntwortlich zu-
stimmen.
Zu Punkt_3 der T--&gt;»&lt;ordnung wird noch folgender Beschluß
gefaßt:
An den Sitzungen der GOV sind der Personalratsvor-
sitzende und sein Stellvertreter berechtigt, beratend
teilzunehmen (zugestimmt bei 1 Gegenstimme).
Punkt 6 der Tagesordnung wird nur kurz angesprochen. Es
soll das bereits Erarbeitete soweit möglich bis zur nächsten
Sitzung schon in Paragraphen formuliert werden.
Punkt 7 der Tagesordnung wird nicht weiter behandelt.
Punkt 8 der Tagesordnung: Erörterung der Frage, ob _weitere
Ausschüsse und ggf., welche noch eingesetzt werden sollen.
Ein Ausschuß, bestehend aus den Herren Bach, Güth, Stute,
Hunken, Bertram, Addicks, Kammerer,soll einen Vorschlag über
die Neuordnung des Akademischen Mittelbaues erarbeiten. Herr
Bach wird beauftragt, die Einladung vorzunehmen.
Der Vorsitzende schlägt die Bildung eines. kleinen Ausschus-
ses vor, der überlegt, welche ständigen Ausschüsse des Senats
bereits in der Grundordnung verankert werden sollen. Herr Kam-
merer regt an, die Frage der Ausschüsse nicht in der Grundord-
nung zu regeln, sondern sie dem Senat selbst zu überlassen.
Dieser Auffassung schließen sich die Mitglieder einstimmig an.
Auf Anregung von Herrn Güth wird Punkt 8 des Papieres der
Kommission für ständige Einheiten für Forschung und Lehre:
"Institute" behandelt (vgl. Anhang). Herr Pick schlägt vor,
daß man hierfür keine Kommission bilden solle, sondern im Ple-
num über die Vorstellungen berichtet werden soll. Dieser Punkt
soll auf die nächste Tagesordnung gesetzt werden. Die Dekane
werden beauftragt, dies mit vorzubereiten. Es wird zur nächsten






che von den Dekanen für die Hinzuziehung ausgesucht werden...
Punkt 9 der _Taresordnung: nochmalige Erörterung des Zeit-
planes für die Arbeit der Grundordnungsversammlung.
Wie bereits vereinbart, soll die 3. Plenarsitzung am |
19./20./21. September 1968, die 4. Plenarsitzung am 26./27./28.
September 1968 jeweils im Universitätsbereich Vaihingen, Maschi-
nenlaboratorium stattfinden. Außerdem wurde der 3./4./5. Oktober
1968 vorgemerkt (Reservetermin).
Punkt_10 der Tayesordnung: Verschiedenes
Es wird darüber diskutiert, obdie nächste Plenarsitzung
hochschulöffentlich sein soll. Herr Nitschke und Herr Blenke
sprechen sich dagegen aus. Man habe zwar nichts zu verheim-
lichen, aber es sei gut, bei diesen Arbeitssitzungen erst
einmal aufeinander im Gespräch angewiesen zu sein. Herr Götz
und Herr Springer waren anderer Auffassung.
Ein Antrag, die nächste Plenarsitzung hochschulöffentlich
durchzuführen, wurde abgelehnt (dafür 5, dagegen 16 Stimmen).
Zum Arbeitsplan für die nächste Sitzung:
Die Regelung über den Fachbereich soll fertiggestellt werden.
Zusammensetzung der Studienplan- und Prüfungskommission,
Erörterung der oberen Gremien der Universität,
Ordnung der Institute; nach Anhören eines Berichts soll eine
kleine Kommission eingesetzt werden,
Aufgaben des Fachbereichs.
Das Kommunique für die Presse wird von Herrn Weller verlesen.
Zustimmung der Mitglieder.
Herr Spanka bittet, die Niederschrift auch 2 Mitgliedern der
GOV der Universität Karlsruhe zusenden zu dürfen.
Zustimmung der Mitglieder.
Herr Kammerer wird beauftragt, die Fragen Stimmrecht des Vor-
sitzenden und Stichentscheid in der GOV nachzuprüfen.
Der Vorsitzende dankt Herrn Güth für die technische Vorberei-
tung und gute Betreuung im Sitzungssaal sowie allen Mitglie-
dern für die lebhafte und gute Mitarbeit.
d)
')




STANDIGE EINHEITEN FÜR FORSCHUNG UND LEHRE
3
Ds
1.) Zahl: 1% (6+2+6)
2.) Mitgliedschaft: Doppelmitgliedschaft möglich, mit Haupt-
mitgliedschaft in einer Einheit.
3.) __Zusammensetzung:
3,1 Nicht durch die Grundordnung, sondern durch den Senat zu
regeln.
Durch die Grundordnung zu regeln: _
Mitglieder: Sämtliche Habilitierte + gleiche Zahl von Gruppen-
mitgliedern (= Mittelbau, Studenten, technisches Personal).
Mitglieder: Sämtliche Habilitierte + 1 der Zahl der Ordinarien
entsprechende Zahl von Gruppenvertretern (siehe 3.211).
Vertreter aus allen Gruppen (einschließlich Habilitierte)
nur repräsentativ.
4.) Gliederung der Spitze:
4.1 Dekan mit 2-jähriger Amtszeit, Prodekan der Amtsvorgänger.
4.2 Dekan + repräsentative Exekutive (3 Gruppenvertreter)
5;) Aufgaben:
Nach S 6 Hochschulgesetz (HSchG) bzw. Murrhardter Protokoll
Zu beachten:
Bei Habilitationen und Berufungen können andere Fachbereiche
Interesse anmelden, dann müssen diese Fachbereiche zum Ver-
fahren hinzugezogen werden. Bei jeder Habilitation und jeder
Berufung müssen mindestens zwei ,‚ höchstens vier ständige Ein-
heiten beteiligt sein.
Alternativen:
Zuständiger Fachbereich kann majorisiert werden.
Zuständiger Fachbereich kann bei Einstimmigkeit nicht majori-
siert werden.
5.3 Zuständiger Fachbereich kann nicht majorisiert werden.
6.) Ausschüsse:









Zusammensetzung jeweils: 2 Habilitierte, davon einer als
Vorsitzender, 2 Vertreter des Mittelbaus, 2 Studenten.
Alternative: Über Zusammensetzung entscheidet die ständige
Einheit.
7.) Zuordnung der Assistenten und Mittelbau:
Die Assistenten und der Mittelbau sind den ständigen Ein-
heiten zugeordnet.
8.) INSTITUTE:
Ein Institut ist charakterisiert durch
17) Gemeinsame Finanzierung
2.) die Möglichkeit, Assistenten auszutauschen
3.) gemeinsame technische Einrichtungen
4.) gemeinsame Bibliothek
Die Institutsordnung wird entsprechend dem HSchG aufgestellt
(Verwaltungsrat nach Anhörung der Gruppen).
Alternative: Eine oder zwei mögliche Rahmenordnungen werden














3. Theoretische und ang: &gt;ndte Physik
Strahlenphysik
(2) Mathematik und Computerwissenschaften 8 +1
Mathematisches Institut A 5 (+ 1)













































(5) Geschichts- und Sprachwis-enschaften 7 + 4
Historiker



































































































Statik und Dynamik der Luft- und Raumfahrt-
konstruktionen
Flugzeugbau

































maschinen und Dampfkraftanlage n








Werkstoffkunde der Metalle und Kunststoffe
Fertigungstechnik
Fördertechnik
Industrielle Fertigung und Fabrikbetrieb
Uhrentechnik
Umformtechnik
Maschinenelemente
Technische Optik
Feinwerktechnik
Steuerungstechnik der Werkzeugmaschinen
Maschinenelemente
Werkzeugmaschinen
Technische Mechanik
Höcker
Hutarew
Jehlicka
Quack
Riekert
Schmidt, Th. E.
Senger .
Wellinger
Alt
Blenke
Eppler
Gilles
Glaser, H.
Schenkel, G.
Wintergerst
Beisteiner
Dolezalek
Glaser, G.
Lange
Leyer
Schulze
Stabe
Stute
Talke
Tuffentsammer
Zoller
